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1 Geſetz⸗-Sammlung 


i für die N 
oö ni glichen Preußiſchen Sagen. 


F 9 wer 


(Nr. 6122.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 5. Juni 1865., betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde-Chauſſee von 
Werne, im Kreiſe Luͤdinghauſen, Regierungsbezirks Muͤnſter, nach Camen, 
im Kreiſe Hamm, Regierungsbezirks Arnsberg, an die Stadtgemeinde Werne. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge⸗ 
meinde⸗Chauſſee von Werne, im Kreiſe Luͤdinghauſen, Regierungsbezirks Muͤnſter, 
nach Camen, im Kreiſe Hamm, Regierungsbezirks Arnsberg, genehmigt habe, 
verleihe Ich hierdurch der Stadtgemeinde Werne das Expropriationsrecht fuͤr 
die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Ent⸗ 
nahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe ber für 
die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zu⸗ 
gleich will Ich der Stadtgemeinde Werne gegen Uebernahme der kuͤnftigen 
chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
geldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen an⸗ 
gewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die e Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 5. Juni 1865. 


Wilhelm. 
v. Bo delſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Be Gewerbe und Öffentliche Arbeiten. 


Jahrgang 1865. (Nr. 6122-6193) 91 (Fr. 6123.) 
Ausgegeben zu Berlin den 12. Juli 1865. 
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(Nr. 6123.) Statut der Genoſſenſchaft für die Melioration der Niederung oberhalb der 
Mühle zu Kiaczyn im Kreiſe Samter und Poſen. Vom 20, Juni 1865. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 1 


verordnen, nach Anhoͤrung der Betheiligten, auf Grund des Artikels 2. des 
Geſetzes vom 11. Mai 1853. und der $$. 56. und 57. des Geſetzes vom 
28. Februar 1843., was folgt: 


H. 1. 


Die Beſitzer der oberhalb der Muͤhle zu Kigezyn, Kreis Samter, am Gayer, 
Jankowicer und Luſſowoer See und an dem Waſſerlaufe zwiſchen dieſen Seen 
bis zur Muͤhle zu naß belegenen Wieſen und Bruchgrundſtuͤcke werden zu einer 
Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Aufhebung 
des Waſſerſtaues der Kigezyner Mühle und Senkung des Waſſerſpiegels der 
genannten Seen zu verbeſſern. Der Verband hat Korporationsrechte und ſeinen 
Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Samter. | 
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Dem Verbande liegt ob, den vom Kreisbaumeiſter Schoͤnenberg unterm 
9. Maͤrz 1865. entworfenen, bei der Pruͤfung in den oberen techniſchen In⸗ 
ſtanzen gebilligten Meliorationsplan zur Ausfuͤhrung zu bringen. 


Die kuͤnftige Unterhaltung des nach dem Plane zu regulirenden Fluß⸗ 
laufes vom Luſſowoer See durch den Jankowicer und Gayer See bis zur 
Muͤhle von Kiaczyn iſt Sache des Verbandes. Die kuͤnftige Unterhaltung der 
nach dem Meliorationsplane neu zu erbauenden drei Bruͤcken auf Luſſowko und 
Jankowice übernimmt der Beſitzer dieſer genannten Ritterguͤter, die Unterhaltung 
der neu zu erbauenden Chauſſeebruͤcke uͤbernimmt der Chauſſeefiskus, die Unter⸗ 
haltung der auf dem Wege von Kazemirz nach Gay neu zu erbauenden Bruͤcke 
übernimmt der Beſitzer des Ritterguts Kiaezyn. 5 

Erhebliche Veraͤnderungen des Meliorationsplanes, welche im Laufe der 
Ausfuͤhrung nothwendig erſcheinen, duͤrfen nur mit Genehmigung des Miniſte⸗ 
riums fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 


H. 3. 


Dem Verbande wird zur Ausführung der beabſichtigten Melioration das 
Recht zur Expropriation verliehen, insbeſondere auch zur Erwerbung des Muͤhlen⸗ 
ſtaurechts und der dazu gehörigen Stauanlagen der Waſſermuͤhle zu Kigeyn. 2 

Die Feſtſtellung der Entſchaͤdigungen erfolgt im Mangel der Einigung 
in dem $$. 45— 51. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. bezeichneten Verfahren. 5 

a „ 
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8 4. 


Die Koſten zur Ausfuͤhrung des Meliorationsplanes und der Unter⸗ 
haltung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von den Genoſſen des Ver⸗ 
bandes durch Geldbeiträge nach Maaßgabe des Kataſters aufgebracht. 

In dem Kataſter ſind die betheiligten Grundſtuͤcke nach Verhaͤltniß des 
diurch die Melioration abzuwendenden Schadens und herbeizufuͤhrenden Vortheils 
in drei Klaſſen zu theilen, von denen ein Preußiſcher Morgen 


der erſten Klaſſe zu drei Theilen, 
= zweiten zwei 
„dritten = einem Theile 
heranzuziehen iſt. 


Die Aufſtellung des Kataſters erfolgt durch zwei von der Regierung zu 
Poſen ernannte Boniteure unter Leitung des Koͤniglichen Kommiſſarius, welcher 
ſich bei dem Einſchaͤtzungsgeſchaͤfte zeitweiſe durch einen Feldmeſſer vertreten 
laſſen kann. i 
5 Das Kataſter iſt den Rittergutsbeſitzern und den Vorſtaͤnden der Ge⸗ 
meinden, welchen die uͤbrigen Betheiligten angehoͤren, extraktweiſe mitzutheilen 
und bei den Landraͤthen des Poſener und Samterſchen Kreiſes vier Wochen 
lang offen zu legen. 
Nur binnen dieſer Friſt koͤnnen Beſchwerden gegen das Kataſter erhoben 
werden. Dieſelben ſind bei dem Landrathe des Samterſchen Kreiſes anzubringen. 
Die Zeit der Offenlegung iſt vor deren Beginn durch das Amtsblatt und 
außerdem in ortsuͤblicher Weiſe bekannt zu machen. 
5 Der Landrath des Samterſchen Kreiſes hat die Beſchwerden unter Zu⸗ 
ziehung des Beſchwerdefuͤhrers, eines Mitgliedes des Vorſtandes und geeigneter 
Sachverſtaͤndigen zu unterſuchen. Die Sachverſtaͤndigen ſind von der Regierung 
zu Poſen zu ernennen. 
Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden der Beſchwerdefuͤhrer und 
das Vorſtandsmitglied bekannt gemacht; ſind beide Theile mit dem Reſultate ein⸗ 
verſtanden, ſo wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt, anderenfalls werden die 
Akten der Regierung zu Poſen zur Entſcheidung eingereicht. Binnen vier Wochen 
nach erfolgter Bekanntmachung der Regierungsentſcheidung iſt Rekurs dagegen 
an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zulaͤſſig. Wird die 
Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Beſchwerdefuͤhrer. 
Das feftgeftellte Kataſter wird von der Regierung zu Poſen ausgefertigt 
und dem Landrathe des Samterſchen Kreiſes zugeſendet. Auf Grund des 
Kataſters werden die Heberollen aufgeſtellt. 


So lange das Kataſter in der oben vorgeſchriebenen Weiſe nicht feſt⸗ 
geſtellt iſt, koͤnnen nach Maaßgabe der im Vermeſſungsregiſter — gefertigt 
durch den Vermeſſungsreviſor Heinemann vom 26. Dezember 1863. — als 
betheiligt bei der Melioration aufgenommenen Flaͤchen, jedoch mit Ausſchluß 
(Nr. 6123.) 9 der 
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der Seeflaͤchen, Beiträge ausgeſchrieben und eingezogen werden, vorbehaltlich 
ſpaͤterer Ausgleichung. i 


F. 5. 


. Die Seeflaͤchen und zwar die Flächen des Luſſowo⸗Luſſowkoer⸗Jankowicer 
Be und Gayer Sees und des Kiaczyner Sees und Muͤhlenfließes bleiben als zur 
Zeit nicht beitragspflichtig in dem nach F. 4. aufzuſtellenden Kataſter außer 
Anſatz. 

Werden bisherige Seeflaͤchen in Folge der Senkung des Waſſerſpiegels 
waſſerfrei, fo hat der Genoſſenſchaftsvorſtand den Umfang der biesfälligen 
Be nach Ablauf eines Jahres nach Ausführung der Seeſenkung feſtſtellen 
zu laſſen. 

Nach Ablauf von vier Jahren nach Ausfuͤhrung der Seeſenkung ſind 
die waſſerfrei gewordenen früheren Seeflaͤchen nach dem im F. 4. geordneten 
Verfahren einzuſchaͤtzen und nach Feſtſtellung der Beitragspflichtigkeit und Ein⸗ 
ſchaͤtzung nachtraͤglich in das Kataſter aufzunehmen. Nach erfolgter Aufnahme 
in das Kataſter haben die Beſitzer der diesfaͤlligen Flächen an Neubaukoſten, 
d. i. an Koſten der Ausfuͤhrung des Meliorationsplanes, pro Morgen den 
gleichen Betrag, welcher pro Morgen der gleichen Klaſſe von den uͤbrigen 
Verbandsmitgliedern aufgebracht worden iſt, nachtraͤglich zur Verbandskaſſe zu 
zahlen, welche eingehende Summe nach Beduͤrfniß des Verbandes zu verwenden 
iſt. Von dem nach erfolgter Aufnahme in das Kataſter kommenden 1. Januar er. 
ab nehmen die Beſitzer der aufgenommenen fruͤheren Seeflaͤchen an der Unter⸗ 


die Beſitzer der uͤbrigen beitragspflichtigen Flaͤchen der gleichen Kataſterklaſſen. 


$. 6. 


An der Spitze der Genoſſenſchaft ſteht der Sozietaͤtsdirektor. Der Land⸗ 
rath des Samterſchen Kreiſes ſoll zugleich Sozietaͤtsdirektor ſein. Derſelbe 
fuͤhrt die Verwaltung nach den Beſtimmungen dieſes Statuts und den Be⸗ 
ſchluͤſſen des Vorſtandes und vertritt die Genoſſenſchaft in allen Angelegenheiten 
auch dritten Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber in und außer Gericht, wenn 
es noͤthig werden ſollte. Er hat insbeſondere: 


a) die Ausfuͤhrung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach den feſtgeſetzten 5 
Plaͤnen zu veranlaſſen und dieſelben zu beaufſichtigen; . 


b) die Hebeliſten anzulegen, die Beiträge auszuſchreiben und von den 
Saͤumigen eventuell — gleichwie bei allen übrigen auf Grundſtüͤcken 
haftenden öffentlichen Laſten — durch adminiſtrative Exekution zur 
Kreis⸗Kommunalkaſſe einzuziehen, die Zahlungen auf die Kaffe anzu⸗ 
weiſen und die Kaſſenverwaltung zu revidiren; f 

e) den Schriftwechſel fuͤr die Genoſſenſchaft zu fuͤhren und die Urkunden 


derſelb terzeichnen. den 
ſelben zu unterzeichnen Dem 


haltung der Verbandsanlagen Antheil, und zwar in demſelben Verhaͤltniſſe, wie 


g 


e 
Dem Sozietaͤtsdirektor wird ein Vorſtand von zwei durch die Genoſſen⸗ 


ſchaft gewaͤhlten Mitgliedern beigeordnet, welcher unter dem Vorſitze des 
Stßzietaͤtsdirektors nach Stimmenmehrheit verbindende Beſchluͤſſe für die Sozietaͤt 


zu faſſen, den Direktor in ſeiner Geſchaͤftsfuͤhrung zu unterſtuͤtzen und das Beſte 
der Sozietaͤt uͤberall wahrzunehmen hat. 

In Behinderungsfaͤllen wird jedes Vorſtandsmitglied durch je einen 
Stellvertreter vertreten. 

Zur Verbindlichkeit des Beſchluſſes gehört die Theilnahme dreier Per⸗ 
fonen, des Sszietaͤtsdirektors und der beiden Vorſtandsmitglieder, oder eines 
oder beider Stellvertreter. 

Die Ausführung der Beſchluͤſſe ſteht dem Sozietaͤtsdirektor zu. In 
Behinderungsfaͤllen laͤßt der Landrath die Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
durch einen von ihm aus der Zahl der Vorſtandsmitglieder zu ernennenden 
Stellvertreter leiten. f 

Sowohl der Direktor als die beiden Vorſtandsmitglieder und deren 
Vertreter verwalten ihr Amt als ein Ehrenamt. 


9. 5 
Bei der Wahl der beiden Vorſtandsmitglieder und der beiden Stell⸗ 


vertreter (H. 6.) hat jeder Beſitzer eines betheiligten Rittergutes und jeder 
Ortsſchulze der betheiligten Doͤrfer fuͤr je zehn volle, auf Normalboden Cerfte 


Klaſſe) reduzirte Morgen des zum Rittergute oder zur Gemeinde gehoͤrigen 
betheiligten Beſitzſtandes Eine Stimme. : 

So lange das Kataſter nicht nach H. 4. definitiv feſtgeſtellt worden, iſt 
lediglich die Morgenzahl der im Vermeſſungsregiſter des ꝛc. Heinemann als 
betheiligt aufgenommenen Flaͤchen — jedoch mit Ausſchluß der Seeflaͤchen — 
für die Berechnung der zuſtehenden Stimmenzahl maaßgebend. 

Die bezeichneten Waͤhler wählen entweder perſoͤnlich oder durch Bevoll⸗ 
mächtigte, reſp. durch ihre geſetzlichen Vertreter. 

Abſolute Stimmenmehrheit entſcheidet, bei Stimmengleichheit das Loos. 
Wird nach zweimaliger Wahlabſtimmung eine Stimmenmehrheit nicht erzielt, 
fo find fr jede noch vorzunehmende Wahl diejenigen beiden Perſonen, welche 


in der vorhergegangenen Abſtimmung die relativ meiſten Stimmen erhalten 


hatten, auf die engere Wahl zu bringen. 

Die Wahl gilt fuͤr ſechs Jahre; alle drei Jahre ſcheidet die Haͤlfte aus, 
und zwar das erſtemal nach dem Looſe, demndchft nach dem Dienſtalter. Die 
Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. 

Der Sszietaͤtsdirektor iſt Wahlkommiſſarius und ſtellt die Wahlliſten feſt. 
Die Prüfung der Wahlen gebührt dem Vorſtande. 

Bei dem Wahlverfahren, ſowie fuͤr die Verpflichtung zur Annahme der 

Wahl gelten analog die Vorſchriften über Gemeindewahlen. 
0 


(Nr. 6123.) H. 8. 


a 


$. 8. 


Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern des Verbandes über das 


Eigenthum von Grundſtuͤcken, über die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Glrundgerechtigkeiten und anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte oder Verbindlichkeiten entſtehen, ge⸗ 
hoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des 
Verbandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des anderen Ge⸗ 
noſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden, 
ſoweit nicht in Betreff des Entſchaͤdigungsverfahrens im F. 3. etwas Anderes 
vorgeſchrieben iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Sozietaͤtsdirektor angemeldet werden muß. 
1 0 beſteht aus drei Mitgliedern und entſcheidet nach Stimmen⸗ 
mehrheit. 

Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil 
traͤgt die Koſten. 

Das Schiedsgericht wird in jedem Falle ſo gebildet, daß der Verbands⸗ 
vorſtand einen Schiedsrichter, der oder die mehreren gleichbetheiligten Rekur⸗ 
renten einen Schiedsrichter waͤhlen, und daß die Regierung den Obmann be⸗ 
ſtimmt, welcher den Vorſitz fuͤhrt. 


Zu Mitgliedern des Schiedsgerichts können nur großjährige, verfugungs⸗ 


faͤhige, unbeſcholtene Maͤnner, die nicht zum Verbande gehören, gewaͤhlt 
werden. e | 

Wenn von dem oder den gleichbetheiligten Rekurrenten nicht binnen vier 
Wochen, vom Tage des Abgangs der ſchriftlichen Aufforderung des Vorſtan⸗ 
des, dieſem ein geeigneter Schiedsrichter namhaft gemacht wird, ſo erfolgt die 
Wahl deſſelben durch die Regierung. ö 

Wenn von mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten einzelne ſich der Wahl 
enthalten, ſo ſind ſie an die Wahl der uͤbrigen gebunden. 


H. 9. 

Nach beendeter Ausführung des Meliorationsplanes findet alljaͤhrlich 
zwiſchen Saat- und Erntezeit eine Hauptſchau und, ſo oft es erforderlich iſt, 
im September eine Nachſchau der Anlagen Seitens des Vorſtandes ſtatt. 

Der Sozietätsdireftor ſchreibt die Schau aus und leitet dieſelbe. Er 


legt dabei ein Verzeichniß der Schaugegenſtaͤnde mit ihrer Beſchreibung zu 


a und zieht die Betheiligten, ſofern fie ſich melden oder er es für noͤthig 
t, zu. N 


Der Vorſtand ſetzt demnaͤchſt feſt, was zur Unterhaltung der vorhan⸗ i 
$. 10. . 


denen Anlagen geſchehen ſoll. 
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Der Verband ift dem Oberaufſichtsrechte des Staates unterworfen. 
Dieſes Recht wird durch die Regierung zu Poſen als Landespolizei⸗Behoͤrde 
und in hoͤherer Inſtanz von dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Ange⸗ 
legenheiten gehandhabt nach Maaßgabe dieſes Statuts und im Uebrigen in dem 
Umfange und mit den Befugniſſen, welche geſetzlich den Aufſichtsbehoͤrden der 
Gemeinden zuſtehen. b 


Gen 


Abaͤnderungen dieſes Statuts koͤnnen nur unter landesherrlicher Geneh- 
migung erfolgen. ; 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 20. Juni 1865. 


(L. S.) Wilhelm 


Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


x 


(Nr. 6123-6124) (Nr. 6124.) 


6124.) Bekanntmachung, betreffend 
5 Regierung geſchloſſenen Uebereinkunft vom 15 Juni 4841. wegen wechſel⸗ 
ſiitiger Vollſtreckbarkeit der in dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes 
zu Coͤln und in der Provinz Rheinheſſen ergehenden Civilurtheile. Vom 
4. Juli 1865. ; ki 


8 


Di. zwiſchen der Koͤniglich Preußiſchen und der Großherzoglich Heſſiſchen 
Regierung abgeſchloſſene Uebereinkunft wegen wechſelſeitiger Vollſtreckbarkeit der 
in dem Bezirke des Königlichen Appellationsgerichtshofes zu Coͤln und in der 
Provinz Rheinheſſen ergehenden Civilurtheile vom 15 Juni 1841. (Geſetz-Samml. 
fuͤr 1841. S. 122.) iſt vom 1. Juli 1865. ab auf fernere zwoͤlf Jahre mit der 
Maaßgabe verlaͤngert worden, daß dieſelbe ſofort von zwoͤlf zu zwoͤlf Jahren 
ſo lange gelten ſoll, als nicht ſechs Monate vor dem Ablaufe von der einen 
oder der anderen Seite eine Aufkuͤndigung erfolgt. RER 
Dies wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 4. Juli 1865. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 


Im Auftrage: 


v. Thile. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


NR Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober Hofbuchdruckerei 
f a (R. v. Decker). N 
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